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1. Kauf einer Pflegeimmobilie 

Ein Pflegeapartment ist alles andere als eine gewöhnliche Immobilie. In den meisten Verkaufsprospekten 
geht es um eine sichere, lohnende Investition in einem wachsenden Markt. Das erscheint zunächst 
plausibel. Die Zahl der pflegebedürftigen Menschen steigt. Ein Trend, der sich verstärken wird, wenn die 
Babyboomer-Generation noch stärker ins Seniorenalter kommt. Die Wertentwicklung eines 
Pflegeapartments hängt von einer Reihe weiterer Bedingungen ab. Der Bereich der Pflege mit seinen 
Dienstleistungen und Produkten ist gesetzlich hoch reguliert, allein das kann Folgen haben, die kaum 
kalkulierbar sind.  
Investitionsmodell: Ein Projektentwickler entscheidet sich für einen Pflegeheimbetreiber, der das Gebäude 
pachtet und bewirtschaftet. Das Heim wird in Apartments aufgeteilt, die einzeln an private Investorinnen und 
Investoren verkauft werden. Die Angebotspreise für ein 20 bis 30 Quadratmeter großes Apartment plus 
Anteil am Gemeinschaftseigentum liegen zwischen 150.000 und 300.000 Euro. Anders als in privaten 
Hauseigentümergemeinschaften müssen Käuferinnen und Käufer nur für wenige 
Instandhaltungsmaßnahmen (Dach, Außentüren, Fenster) aufkommen. Renovierungs- und 
Wartungsarbeiten übernimmt in der Regel das Pächterunternehmen. Anbieter der Pflegeapartments werben 
aktuell mit Renditen um 3,4 bis 3,7 %.  
Aber: Der Renditebegriff, mit dem geworben wird, beschreibt in der Regel lediglich das Verhältnis der ersten 
Jahresmiete zum reinen Kaufpreis. Außen vor bleiben Grunderwerbssteuer, Grundbuch- und 
Notargebühren, Ausgaben für den Verwalter und die Instandhaltungsrücklage der Eigentümergemeinschaft. 
Alles mit eingerechnet liegt die anfängliche Nettomietrendite rund einen halben Prozentpunkt unter den 
Angaben des Werbeprospekts. 
Zu bedenken: Baulich und technisch auf dem neuesten Stand sind Pflegeapartments nicht lange. 
Gemeinschafts-, vor allem Aufenthaltsräume, sowie der Großküchenbereich, werden stark beansprucht. 
Neue gesetzliche Standards, die einzuhalten sind, kommen hinzu und erfordern durch aufwendige 
Änderungen oder Ergänzungen entsprechende finanzielle Aufwendungen. 
Beispiel: Als in NRW für bestehende Pflegeheime eine Quote von mindestens 80% Einbettzimmern 
eingeführt wurde, haben einige Betreiber trotz langer Übergangsfrist Insolvenz anmelden müssen! 
Wer verkaufen will stellt fest, dass ein Pflegeapartment, welches nicht dem neuesten Standard entspricht, 
sich schlechter verkaufen lässt als eine andere Wohnimmobilie, denn es geht um weit mehr als nur um die 
Geschmacksfrage. Potenzielle Anlegerinnen und Anleger sollten sich vor dem Kauf gut über absehbare 
Änderungen und den Zustand des Heims informieren. 
 
Zum Schluss die Frage: Lohnt das Pflegeapartment als Altersvorsorge? 
Pro: Langer Vermietungszeitraum, weniger Verwaltungsaufwand, bei Neubauten geringe 
Instandhaltungskosten, Wachstumsmarkt. 
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Contra: starke gesetzliche Regulierung, unvorhersehbare Modernisierungskosten möglich, dynamischer 
Markt mit hohem Wettbewerbsdruck, Fachkräftemangel kann die Auslastungsquote senken. 
Quelle: VDI Nachrichten 
 

2. Neue Gesetze und Verordnungen: Das ändert sich 2022 
Die Post erhöht das Porto, Tanken und Heizen werden aufgrund der CO2-Abgabe erneut teurer. Immerhin 
steigen Renten und Mindestlohn – ebenso wie der Steuerfreibetrag. Neu ist die Impfpflicht für Beschäftigte 
im Gesundheitswesen. Und Autofahrer müssen mindestens zwei medizinische Masken im Fahrzeug 
dabeihaben.  
Zusammengefasst:  

- Die Renten steigen zur Mitte des Jahres deutlich – und zwar um etwa 4 bis 6 Prozent. Die genauen 
Anpassungssätze stehen noch nicht fest.  

- Der Mindestlohn in Deutschland steigt. Nach ursprünglicher Planung sollen jedem Arbeitnehmer 
statt bisher 9,60 Euro mindestens 9,82 Euro brutto pro Arbeitsstunde zustehen, ab 1. Juli 10,45 
Euro. Der neue Mindestlohn gilt auch für Minijobs. Wichtig: Der Verdienst darf 450 Euro im Monat 
weiterhin nicht übersteigen. Der Mindestlohn soll im Laufe des Jahres auf 12 Euro pro Stunde 
angehoben werden. 

- Der Grundfreibetrag erhöht sich auf 9.984 Euro. Bis zu diesem Jahreseinkommen müssen Ledige 
keine Einkommensteuer zahlen. Für verheiratete Paare gilt der doppelte Betrag. 

- Der Regelsatz für Hartz-IV-Bezieher steigt für alleinstehende Erwachsene von 446 auf 449 Euro. 
Auch Kinder (plus 2 Euro) und Jugendliche (plus 3 Euro) bekommen geringfügig mehr. 

- Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern noch bis zum 31. März 2022 einen Corona-Bonus von 
1.500 Euro pro Person auszahlen. Im Gespräch ist zudem ein Corona-Bonus von 3.000 Euro für 
Pflegekräfte. Das Gesetz dazu soll Anfang 2022 beschlossen werden, eine Auszahlung würde im 
ersten Quartal erfolgen. 

- Der Entlastungsbetrag, der aufgrund der Pandemie als besonderer Freibetrag für Alleinerziehende 
eingeführt wurde, gilt ab 2022 unbefristet in Höhe von 4.008 Euro jährlich. 

- Getrenntlebende Eltern müssen mehr Unterhalt für ihre Kinder bezahlen. Die Düsseldorfer Tabelle 
wurde angepasst. 

- Das Kindergeld bleibt voraussichtlich unverändert. Für das erste und zweite Kind gibt es weiterhin 
monatlich 219 Euro, für das dritte 225 und ab dem vierten Kind 250 Euro. Der Höchstbetrag des 
Kinderzuschlags für Familien mit kleinen Einkommen stieg ab 1. Januar 2022 um 4 Euro auf 209 
Euro pro Kind und Monat. 

- Künftig zahlt die Pflegeversicherung für stationär betreute Menschen einen Zuschuss zum 
Eigenanteil – im ersten Jahr 5 Prozent davon, im zweiten 25 Prozent, im dritten 45 Prozent und in 
allen Folgejahren 70 Prozent. Für Kinderlose steigt der Beitrag zur Pflegeversicherung von 3,3 auf 
3,4 Prozent. 

Quelle: NDR 31.12.2021 
 

3. Pflicht zu E-Rezept kommt später 
Berlin (dpa) (gekürzt) 
Die verpflichtende Einführung von E-Rezepten in Arztpraxen, Apotheken und Kliniken wird verschoben. 
Es ist deutlich geworden, dass „die erforderlichen technischen Systeme noch nicht flächendeckend zur 
Verfügung stehen“, heißt es in einem Schreiben des Bundesgesundheitsministeriums, das der dpa vorliegt 
und auf den 20. Dezember 2021 datiert ist. Das Schreiben ist an die Gesellschafter der für das E-Rezept 
zuständigen Firma Gematik gerichtet. In der Ärzteschaft hat es starke Bedenken gegeben – der 
ursprüngliche Zeitplan wurde für unrealistisch gehalten. Mit dem E-Rezept soll die Zettelwirtschaft bei 
Rezepten beendet werden. Derzeit bekommen die rund 73 Millionen gesetzlich Versicherten in Deutschland 
jedes Jahr etwa 500 Millionen Verschreibungen. Künftig sollen sie einen QR-Code erhalten, entweder im 
Smartphone oder – falls man die Gematik-App „E-Rezept“ noch nicht nutzt – ausgedruckt. Der Zugriff auf die 
Digitalverschreibung über die App kann praktisch sein, wenn man eine Videosprechstunde wahrgenommen 
hat und der Arzt danach kein Papierrezept per Post verschicken muss. Für Privatversicherte gilt das 
Digitalrezept nicht. Die Gesundheitsbranche reagierte erleichtert auf die Verschiebung des Pflichtstarts. 
(Siehe auch BLVN Aktuelle Informationen Nr.151 April 2021 Abs.1 unter www.blv-nds.de > Publikationen > 
Senioreninfos > Archiv) 
Quelle: dpa 21.12.2021 
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4. Nicht jede Pille ist Medizin 
Urteil 
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 23. Dezember 2021 – L 16 KR 113/21 
Kurzfassung: Das LSG hat entschieden, dass Nahrungsergänzungsmittel keine Arzneimittel im Rechtssinne 
sind und somit nicht von der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) übernommen werden müssen. Zur 
Begründung hat es ausgeführt, das Nahrungsergänzungsmittel – mit wenigen Ausnahmen – von der 
Versorgung durch die GKV ausgeschlossen seien. Die Arzneimittelrichtlinien würden einen generellen 
Ausschluss vorsehen, wobei gerade keine individuelle Einzelfallprüfung vorgesehen sei. Es spiele auch 
keine Rolle, dass das Präparat kostenintensiv sei und den Klägern zu wirtschaftlichen Belastungen führe. 
Ein Nahrungsergänzungsmittel werde nicht durch einen hohen Preis oder eine besondere persönliche 
Bedarfslage zum Arzneimittel. 
Quelle: Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen 
 

5. Vorkehrungen zum Schutz behinderter Menschen für den Fall einer pandemiebedingt 
auftretenden Triage 

Bundesverfassungsgericht-Pressemitteilung Nr. 109/2021 vom 28. Dezember 2021 
Kurzfassung: Mit heute veröffentlichtem Beschluss hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts 
entschieden, dass der Gesetzgeber Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG verletzt hat, weil er es unterlassen hat, 
Vorkehrungen zu treffen, damit niemand wegen einer Behinderung bei der Zuteilung überlebenswichtiger, 
nicht für alle zur Verfügung stehenden intensivmedizinischer Behandlungsressourcen benachteiligt wird. 
Der Gesetzgeber muss nach der Behindertenrechtskonvention dafür Sorge tragen, dass jede 
Benachteiligung wegen einer Behinderung bei der Verteilung pandemiebedingt knapper 
intensivmedizinischer Behandlungsressourcen hinreichend wirksam verhindert wird. Er ist gehalten, dieser 
Handlungspflicht unverzüglich durch geeignete Vorkehrungen nachzukommen. Bei der konkreten 
Ausgestaltung kommt ihm ein Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu. 
Sie können den Text im Internet über folgende URL erreichen: 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-109.html 
Quelle: Bundesverfassungsgericht 
 

6. Corona-Zuschlag: Private Pflegeversicherung wird teurer 
Die Corona-Pandemie hat auch in den Kassen der privaten Krankenversicherer tiefe Spuren hinterlassen. 
Versicherte müssen deswegen in diesem Jahr, vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022, höhere Beiträge 
zahlen, Beamte mehr als andere. 
Die privaten Krankenversicherer (PKV) verlangen einen befristeten Corona-Zuschlag für Beamte und ihren 
Angehörigen von 7,30 Euro im Monat und 3,40 Euro für die anderen Privatversicherten. 
Mit dem Corona-Zuschlag werden die 480 Millionen Euro ausgeglichen, mit denen sich die private 
Pflegepflichtversicherung in der Pandemie am Pflege-Rettungsschirm beteiligt hat. Durch den 
Rettungsschirm haben Pflegeeinrichtungen und -dienste einen Ausgleich für die Belastungen durch die 
Corona-Pandemie erhalten. Die PKV hat nach eigenen Angaben in den Jahren 2020 und 2021 dafür 
insgesamt 530 Millionen Euro gezahlt. Gleichzeitig hatte die Branche durch die geringere Inanspruchnahme 
von Leistungen rund 50 Millionen Euro weniger an Ausgaben. 
Hintergrund: Der Gesetzgeber hat einen befristeten Corona-Zuschlag eingeführt, um die gesetzlich 
vorgeschriebenen Mehrausgaben der Pflegeversicherung zur Bewältigung der Corona-Pandemie zu 
finanzieren. Nach dem Ausbruch der Pandemie waren die Pflegebedürftigen und Pflegeeinrichtungen 
besonders gefährdet und belastet. Finanziert werden unter anderem: Ausgleich für die Minderbelegung von 
Pflegeeinrichtungen während der Pandemie, Zusätzliche Personalaufwendungen, Schutzausrüstung des 
Pflegepersonals, Corona-Tests u.a.m. 
Quelle: PKV 
 

7. Was kostet das: Corona-Fälle auf Intensivstationen? 
Für die Versorgung eines einzelnen Corona-Patienten fallen regelmäßig Kosten im fünfstelligen Bereich an. 
Rund 1.500 bis 3.000 Euro täglich seien es, wie Andreas Weichert, Referatsleiter Krankenhausfinanzierung 
der Landeskrankenhausgesellschaft, laut einem Bericht der Deutschen Presseagentur, erklärte. Die 
durchschnittliche Liegezeit der Covid-19-Patienten wurde von Intensivmedizinern auf zwei bis drei Wochen 
geschätzt. Angaben von AOK und Barmer zufolge würden die Kassen im Schnitt 32.000 bis 33.000 Euro für 
die Behandlung eines intensiv beatmeten Patienten auf einer Intensivstation zahlen. Bei Patienten, die nicht 
beatmet werden müssen, seien es hingegen durchschnittlich 8.000 Euro. 
Quelle: Deutsche Presseagentur (dpa) 
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